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SATZUNG
der Gemeinde Brockel über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21

„Buchweizenland“

Auf Grund des § 1 Abs. 3, § 10 und § 13 des Baugesetzbuches (BauGB), der §§ 80 und
84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) i.V.m. § 10 und § 58 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Brockel
diese 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 „Buchweizenland“ als Satzung be-
schlossen.

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 wird gemäß § 13 BauGB im vereinfach-
ten Verfahren aufgestellt.

§ 1
Geltungsbereich

Die 1. Änderung umfasst die örtlichen Bauvorschriften des rechtskräftigen Bebauungs-
planes Nr. 21 „Buchweizenland“.

§ 2
Inhalt der Änderung

Die örtliche Bauvorschrift Nr. 2.1 zu Sockelhöhen erhält folgende neue Fassung:
Im MDW dürfen die Oberkanten der Erdgeschossfußböden (OKFF) höchstens 90 cm
über der endgültigen Fahrbahnoberkante der öffentlichen Verkehrsfläche (gemessen in
der Mitte der Straßenfront des Grundstücks) liegen.

§ 3
Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Ro-
tenburg (Wümme) in Kraft.

Brockel, den

Bürgermeister
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VERFAHRENSVERMERKE
1. Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am………..2026 die Aufstellung
der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 „Buchweizenland“ beschlossen.

Der Änderungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am                  ortsüblich bekannt
gemacht worden.

Brockel, den

Bürgermeister

2. Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 „Buchweizenland“ wurde
ausgearbeitet von der

Planungsgemeinschaft Nord GmbH
Große Straße 49
27356 Rotenburg (Wümme)

Rotenburg, den

Planverfasser
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3. Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am             dem Entwurf der
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 und der Begründung zugestimmt und seine
öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am                  ortsüblich bekanntge-
macht.

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 und der Begründung haben
vom                  bis zum                  gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Brockel, den

Bürgermeister

4. Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am dem geänderten
Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 und der Begründung zugestimmt
und die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB beschlossen. Ort und
Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am                  ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 und der Begründung haben
vom                  bis zum                  gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Brockel, den

Bürgermeister
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5. Der Rat der Gemeinde Brockel hat diese 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21
nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung
am                  als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie die Begründung beschlos-
sen.

Brockel, den

Bürgermeister

6. Der Beschluss der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 „Buchweizenland“ ist
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am                  im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg
(Wümme) bekanntgemacht worden.

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 „Buchweizenland“ ist damit
am                  rechtsverbindlich geworden.

Brockel, den

Bürgermeister

7. Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 21 sind eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, eine Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-
planes oder Mängel der Abwägung nicht geltend gemacht worden.

Brockel, den

Bürgermeister
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1. LAGE UND NUTZUNG DES GELTUNGSBEREICHES

Das Plangebiet liegt am östlichen Ortsrand von Brockel, nördlich der Straße „Ostende“
in der Flur 2 der Gemarkung Brockel

Abb. 1: Lage des Planänderungsgebietes. LGLN; Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung; © 2026 (ohne Maßstab)

Die Flächen innerhalb des Planänderungsgebietes werden z.Zt. landwirtschaftlich ge-
nutzt. Eine Bebauung befindet sich in Vorbereitung. Angrenzend befindet sich eine ge-
mischte Nutzung aus landwirtschaftlichen Betrieben, Wohnen und einem Lohnunterneh-
men.
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2. PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN

2.1 Ziele der Raumordnung

Die Ziele der Landes- und Regionalplanung werden durch diese Bebauungsplanände-
rung nicht berührt, da lediglich die örtlichen Bauvorschriften geändert werden.

2.2 Wirksamer Flächennutzungsplan

Die Flächen im Planänderungsgebiet sind im wirksamen Flächennutzungsplan der
Samtgemeinde Bothel als Wohnbauflächen dargestellt.

2.3 Geltendes Planungsrecht

Die Flächen im Planänderungsgebiet sind vollständig durch den Bebauungsplan Nr. 21
„Buchweizenland“ überplant, der im Geltungsbereich im Wesentlichen ein dörfliches
Wohngebiet (MDW) gemäß § 5a BauNVO. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich
nach § 30 BauGB.
Die örtliche Bauvorschrift Nr. 2.1 des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 21 wird
mit Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 vollständig aufgehoben.

Abb. 2: Ausschnitt aus dem Bebauungsplan Nr. 21 „Buchenweizenland“ (ohne Maßstab)
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2.4 Anwendbarkeit des § 13 BauGB

Das Satzungsverfahren soll gem. § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren durchgeführt
werden. Die Voraussetzungen für dieses Verfahren sind gegeben. Die Grundzüge der
Planung werden nicht berührt. Durch die Satzung wird keine Zulässigkeit von Vorhaben
begründet, die einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem „Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung“ (UVPG) oder dem niedersächsischen „Gesetz zur Umsetzung
europarechtlicher Vorschriften zum Umweltschutz“ unterliegen. Des Weiteren bestehen
keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b
BauGB genannten Schutzgüter (Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000-Ge-
biete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes). Auch bestehen keine Anhaltspunkte
dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkun-
gen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu
beachten sind. Somit kann die Satzung im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB
durchgeführt werden.

3. ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

3.1 Städtebauliche Zielsetzung

Der Bebauungsplan ist im Jahr 2023 rechtsverbindlich geworden und setzt ein dörfliches
Wohngebiet (MDW) gemäß § 5a BauNVO fest. Als Maß der baulichen Nutzung sind eine
GRZ von 0,3 und eine Eingeschossigkeit sowie eine offene Bauweise vorgesehen. Wei-
terhin sind örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung gemäß NBauO bezüglich Dach-
neigung und -farben, Trauf- und Sockelhöhen sowie zu Einfriedungen festgelegt. Diese
sollen im Zusammenhang mit den Festsetzungen gem. § 9 BauGB das bestehende Orts-
bild bewahren, bei Um- und Neubauten zu einer Einfügung des Neuen in das Beste-
hende beitragen und dazu beitragen, dass sich die neue Bebauung in die vorhandene
Ortsstruktur einfügt.

Bei der Umsetzung des Bebauungsplanes und der Planung einzelner Gebäude sowie
der detaillierten Entwässerungsplanung hat sich herausgestellt, dass aufgrund der vor-
handenen Geländehöhen die festgesetzte Sockelhöhe von 0,50 m über Fahrbahnober-
kante nicht ohne weiteres eingehalten werden kann. Das Gelände steigt deutlich nach
Norden an. Für die Anlage der Erdgeschoßfußböden der zukünftigen Gebäude würde
dies erhebliche Bodenabträge, Geländemodellierungen und zusätzliche technische Ent-
wässerungsmaßnahmen bedeuten. Um hier eine Gleichbehandlung für die zukünftigen
Bauwilligen zu erreichen und unnötige Härten zu vermeiden, soll die Erdgeschoßfußbo-
denhöhe im Planänderungsgebiet um weitere 40 cm auf insgesamt 90 cm angehoben
werden. Dabei kann das Ziel einer einheitlichen Ortsgestaltung bezüglich der ansteigen-
den Höhenlage weiterhin zur Anwendung kommen. Zukünftige Gebäude im Plangebiet
werden sich in den umgebenden Bestand einfügen, wie es mit der Aufstellung der örtli-
chen Bauvorschrift beabsichtigt war.
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3.2 Künftige Festsetzungen

Im Planänderungsgebiet darf die Oberkante der Erdgeschossfußböden (OKFF) höchs-
tens 90 cm über der endgültigen Fahrbahnoberkante der öffentlichen Verkehrsfläche
(gemessen in der Mitte der Straßenfront des Grundstücks) liegen.

4. BELANGE VON NATUR, LANDSCHAFT, KLIMA UND UMWELT

Die Änderungen der Bauvorschriften haben keine nachteiligen Auswirkungen auf die Be-
lange von Natur, Landschaft und Klima.

5. VERKEHRLICHE ERSCHLIESSUNG, VER- UND ENTSORGUNG

Die verkehrliche Erschließung des Planänderungsgebietes erfolgt weiterhin über die an-
grenzende Gemeindestraße „Ostende“.
Die Ver- und Entsorgung des Planänderungsgebietes bleibt unverändert bestehen.

Brockel, den

Bürgermeister


